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SICHERHEIT

Adolf Ogi:
«Die Schweiz muss international

Sicherheit auch mitproduzieren.»

Der Chef VBS vor der Parlamentarischen

Gruppe für Sicherheitspolitik

«Wir dürfen
nicht nur
Trittbrettfahrer
spielen!»
Ein beachtlich hohes Reformtempo in Sachen

Sicherheitspolitik bescheinigte Willy Loretan,

Präsident der Parlamentarischen Gruppe für

Sicherheitspolitik der Bundesversammlung,

seinem Gastreferenten Bundesrat Adolf Ogi

am 8. Dezember 1998. Ständerat und Zivil-
schutzverbands-Präsident Loretan, der den

Chef des VBS zu einer Standortbestimmung

eingeladen hatte, konnte im Berner Casino

eidgenössische Parlamentarierinnen und

Parlamentarier, weitere Interessierte und

Medienvertreter willkommen heissen.

HANS JÜRG MUNGER

Bundesrat Ogi betonte einleitend, er werde
sich in seinem Tour d'horizon über die
künftige schweizerische Sicherheitspolitik
heute schwergewichtig mit der Armee
befassen. Er gebe unumwunden zu, dass sein
Departement bei der Reform der Armee
weiter vorangekommen sei als beim
Bevölkerungsschutz, wo sich die Erneuerung in
Richtung Bevölkerungsschutz 200X wegen
der föderalen Struktur des heutigen
Zivilschutzes als sehr komplex erweise. Dank
der Einsetzung von alt Regierungsrat Peter
Schmid als Projektleiter seien die
bestehenden Rückstände jedoch bald einmal
aufgeholt, so dass er, Ogi, sein Vorhaben,
die Reformvorhaben Armee XXI und
Bevölkerungsschutz 200X synchron ins
Ziel zu bringen, näherrücken sehe.
Offizieller Beginn der Umsetzung der neuen

Armee ist der 1. Januar 2003. Dies
bedeutet, das die vorgelagerten Schritte ab
1999 zügig vollzogen werden müssen. Mit
der definitiven Bezeichnung «Armee XXI»

».
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will das VBS laut Ogi übrigens verdeutlichen,

dass die neue Armee mit ihren
noch anzupassenden Strukturen und
Inhalten ins 21. Jahrhundert gehört.

Sicherheit durch Kooperation
«Wir stehen in einem tiefgreifenden Ver-
änderungsprozess», fuhr der
Verteidigungsminister fort. «Aufgrund der Lage,
der Finanzen und der demografischen
Situation sind wir bei der Armee und beim
Bevölkerungsschutz zu Reformschritten
gezwungen, und dies in raschem Tempo.
Erfolg oder Misserfolg dieses Prozesses

hängen zu einem guten Teil von der
Kommunikation ab. Alle unsere Veränderungsschritte

müssen wir deshalb intensiv
begleiten.»

Die Kommunikation seines Departements
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport (VBS) baut Bundesrat Ogi nach eigenen

Worten seit einigen Monaten mit
bestem Erfolg aus dem innersten Kreis auf.
Darunter versteht der VBS-Chef, zuerst die
16000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Departements, die 40 000 Offiziere, die
Kantone, die zuständigen Parlamentskommissionen

sowie die Mitglieder des
Bundesrates mit Informationen aus dem VBS

zu versehen, bevor an weitere Stellen oder
an die Medien gegangen wird: First hand
information als legitimes Bedürfnis des

innersten Kreises.
Die Reaktionen auf den Bericht Brunner
hätten ihm klar bestätigt, dass die Mehrheit

der Experten, ja des Schweizervolks
die Strategie «Mehr Sicherheit durch mehr
Kooperation» mittrügen, betonte Bundesrat

Ogi. Dieser Strategie trage der gegenwärtig

in Arbeit befindliche neue Sicher¬

heitspolitische Bericht Rechnung. Der
Bundesrat soll diesen Bericht spätestens
Mitte 1999 verabschieden und das Parlament

die Beratungen der Leitbilder Armee
sowie Bevölkerungsschutz bis Ende 2002
abschliessen können.

«Selbstschutz delegiert man nicht»
Auf der Projektionswand stellte Ogi hierauf
die bereits erledigten Planungsschritte vor.
Schritt für Schritt lautet ohnehin die Devise

im VBS: Auf dem Weg zur Armee XXI
sollen zwei Zwischenschritte eingelegt
werden. In einem ersten Zwischenschritt
wird das VBS im Frühjahr 1999 dem
Bundesrat eine Teilrevision des Militärgesetzes
beantragen. Truppen, die in der
Friedensförderung im Ausland eingesetzt sind, sollen

sich in Zukunft zum Selbstschutz
bewaffnen können. Unter diesem Selbstschutz

versteht der Chef VBS mehr als nur
Pistole und Sturmgewehr. Er denke
nötigenfalls durchaus auch daran, Schützenpanzer

einzusetzen, meinte Adolf Ogi. Es

sei mit der Würde unseres Landes einfach
nicht länger vereinbar, dass Angehörige
anderer Armeen die Sicherheit unserer
Truppen zu übernehmen hätten. «Selbstschutz

delegiert man nicht», betonte der
Verteidigungsminister.
Der zweite Zwischenschritt betrifft die auf
Anfang 1999 geschaffene Untergruppe
Friedensförderung und Sicherheitskooperation

(UG FSK) im VBS. In dieser
Untergruppe werden die Personalien und
materiellen Ressourcen der Armee im Bereich
Friedensförderung zu einem flexiblen,
Operationellen Instrument zusammen-
gefasst. Einen Teil der UG FSK bildet übrigens

die Sektion Partnerschaft für den
Frieden.

Nicht nur profitieren
Bundesrat Ogi brach hierauf eine Lanze
für die verstärkte Mitarbeit der Schweiz
bei Friedensmissionen im Ausland. Die

Entwicklung der Asylgesuche im
Zusammenhang mit der Bosnienkrise zeige deutlich,

dass die Schweiz auch im eigenen
Interesse vermehrt auf den «internationalen
Baustellen der Friedensförderung»
präsent zu sein habe. Mit dem Einsatz der
internationalen Friedenstruppe seien die
Asylgesuche bosnischer Flüchtlinge nämlich

innerhalb eines Jahres um nicht weniger

als 66 Prozent zurückgegangen. Eine
ähnliche Wechselwirkung sei auch bei der
Krise im Kosovo nicht auszuschliessen.
Bestimmt stehe unsere Neutralität Schweizer

Einsätzen zur Friedensförderung nicht
entgegen. «Wir Schweizer dürfen nicht nur
Trittbrettfahrer spielen und Sicherheit
konsumieren. Wir müssen aus Solidarität
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SICHERHEIT

mit den andern Staaten Sicherheit auch
mitproduzieren», betonte Adolf Ogi. Und
weiter meinte er: «Wir müssen zur Krise
gehen, bevor sie zu uns kommt!»
Die Schweizer Blau- und Gelbmützen
leisteten zwar ausgezeichnete Arbeit, doch
sei unser Land zahlenmässig untervertreten.

Andere neutrale Staaten wie Schweden

(650 Personen), Finnland (1350) oder
Österreich (1040) seien uns mit unseren 90
Personen weit voraus. Dies müsse ändern.

SKAD nicht vergessen
Der Präsident der Parlamentarischen
Gruppe für Sicherheitspolitik äusserte sich
zu Beginn der anschliessenden, lebhaft
geführten Diskussionsrunde überzeugt
vom vorgestellten Konzept für die Armee
XXI. Willy Loretan warnte jedoch
eindringlich davor, die künftige Sicherheitspolitik

einzig und allein unter Berücksichtigung

der beschränkten Staatsfinanzen zu
gestalten. Die Bedürfnisse von Armee und
Bevölkerungsschutz mussten für deren
Ausgestaltung Massstab sein. Der
Sparhebel könne durchaus einmal auch bei
andern Bundesdepartementen angesetzt
werden.
Nationalrätin Christiane Langenberger
bedauerte, dass der Bevölkerungsschutz der
Zukunft heute nur am Rande habe behandelt

werden können. Die seinerzeitige
Präsidentin der Studienkommission Allgemeine

Dienstpflicht (SKAD) rief Bundesrat Ogi
und dessen Departement dazu auf, bei der
Ausarbeitung des Sicherheitspolitischen
Berichts 2000 die von der SKAD als Modell
2 vorgeschlagene Variante (Gleichstellung
aller Dienstpflichtorganisationen) für die
künftige Wehr- beziehungsweise Dienstpflicht

eingehend als Möglichkeit zu prüfen.

BERICO AG SUDSTR.22

n 8172 NIEDERGLATT

¦ TEL. 01 851 52 52

BEBICO
«SPEZIALISIERT AUF VIELSEITIGKEIT*

Schutzraumeinrichtungen
Fabrikation & Verkauf

«Ihr Partner für alle Fragen
rund um Zivilschutzeinrichtungen»

¦ TORE ¦ FERTIGTEILE ¦ METALLBAU M SCHUTZSAUMTECHNIK

INSTRUCTION

Voir loin, commander court...

Les journées
de Guin

Les traditionnelles journées destinées aux
préposés à l'information des offices cantonaux se

sont tenues à Guin. Elles se voulaient placées

sous le signe de la confiance en l'avenir et dans

celle de l'institution en particulier. Malgré un

scepticisme larvé, les responsables de l'information

dans les cantons se sont montrés

intéressés par les «outils» mis ces deux

dernières années sur le marché par l'OFPC,

notamment le site Internet qui remporte plus

qu'un succès d'estime.

RENÉ MATHEY

Cet adage, bien qu'un peu lapidaire, permet

de résumer les propos de bienvenue
de Hildebert Heinzmann, sous-directeur.
Actuellement, la protection civile est prise
dans une sorte de tourmente que résument
bien les questions formulées par l'OFPC et

que se pose l'ensemble des organisations:
«Quel va être le développement de la
politique de sécurité, des tâches et du rôle de la
protection civile dans le futur? Quelle position

les responsables politiques et les
organisations chargées de l'octroi des crédits
vont-ils adopter face à notre institution qui
a pour mission de maîtriser les situations
extraordinaires?...» Voilà bien le centre de

préoccupation des cantons et des responsables

informations de ceux-ci.
C'est ensuite Nicolas Isenschmid qui a fait
une brève présentation de l'OPC de Guin
(Düdingen).

Les nouveaux moyens à disposition
Deux nouveaux documents vidéo traitant
de Sachsein et des catastrophes survenues
en Suisse de 1991 à 1998 seront disponibles

prochainement. Deux axes principaux
seront plus spécialement privilégiés en
1999. Tout d'abord le développement de la
formation des préposés à l'information
ainsi que la poursuite des expositions dans
des centres commerciaux. Il faut dire que
celles-ci ont été unanimement appréciées
(70 manifestations en 1998) depuis que
l'OFPC a développé un concept attractif et
complètement modulable. Il sera d'ailleurs
développé et amélioré. D'ores et déjà, les

participants aux journées information de

cette année ont reçu un vade-mecum à
l'intention des organisateurs d'expositions. A
ce sujet, on ne peut qu'approuver ce genre
d'initiative qui tend à mettre en place
(enfin!) une unité de doctrine de Genève à

Romanshorn.

De Katanos à Katacheck
Bien que ressemblant à un dieu de la
mythologie grecque, Katanos est la contraction

de «Katastrophen und Notlagen in der
Schweiz», soit, en français, catastrophes et
situations d'urgence en Suisse. Lors de sa
publication, en 1995, cette étude avait fait
l'objet de pas mal de critiques, notamment
dans la presse, qui s'étonnait de la mise
en avant d'événements survenus à Bâle
(tremblement de terre) au XII1' siècle et
d'autres épisodes ayant touché notre pays.
En réalité, ce travail a permis de mettre en
relation et en relief les catastrophes
naturelles et techniques, ainsi que les situations
d'urgence. Cette comparaison dans l'histoire

montre quels sont les genres d'événements

qui peuvent menacer la collectivité,
les effets prévisibles et l'importance qu'il
convient d'accorder aux différentes formes
de dangers. Comme le déclare Jürg
Balmer: «L'analyse statistique des dangers
tenant compte de leur fréquence d'occurrence

ne constitue toutefois pas une base
suffisant à la réflexion...» C'est pourquoi
l'analyse a été complétée par des questions
portant sur l'état de préparation et aussi
sur la possibilité de cerner quels risques la
population ressent comme vraiment
dangereux. Pour s'en convaincre, il suffit de

penser que la perception des dangers
est individuelle, sinon individualiste. Dès
lors que l'on se trouve personnellement
impliqué, la notion de danger prend un
sens différent. Sans compter sur des

aspects plus sociologiques et ceux qui
tiennent à l'évolution de la société.
Il n'empêche que cette étude comparative
a permis de comprendre que la prévention
et la formation à l'intervention étaient
indissociables d'un concept de protection
de la population. Les dangers qui menacent

notre pays, pour ceux d'origine naturelle,

sont principalement les séismes, les
épidémies, les inondations, et, dans une
moindre mesure, la sécheresse, les vagues
de froid et les tempêtes. Un examen attentif

des dangers révèle que les mesures de

prévention ne permettent de réduire les

risques principaux que de 10% dans toute
la Suisse. Ce qui tendrait à prouver que les
90% restants relèvent de l'aide en cas de

catastrophe et des secours urgents.
Dans le sens de l'analyse ci-dessus,
Katacheck n'est qu'un instrument de planification

assisté par ordinateur, à la disposition
des communes, des régions et des cantons.
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